
Bundessozialgericht

12RK61/87 .'
Im Namen des Volkes

‚_
Urteil

in dem Rechtssüeü

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ..............................,'
i

‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 8. Dezember 1988 durch den Vorsitzenden "

Richter S p i e l m e y e r , die Richter '

Dr. G a g e 1 und 0 e s t r e i c h e r sowie die

ehrenamtlichen Richter B l ä t t e r m a n n und ’

S e m m e 1 b a u e r für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts Hamburg vom 28. Juli 1987 aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.£ „v* *‘ ‘ _»
"if .

Außergerichtlicha Kosten sind nicht zu erstatten.
‚. .
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Kläger zu Unrecht

entrichtete Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung der Angestell-

ten sich teilweise — bis auf die jeweiligen Mindestbeträge -
erstatten und nur die restlichen Beiträge in freiwillige Beiträge

umwandeln lassen kann. ° ;&.

Der Kläger war ab April 1977 bei einer Gesellschaft für Öltrans-

porte mbH in Hamburg tätig, ab Mai 1979 war er Gesellschafter und

Geschäftsführer der Gesellschaft. Für die Zeit ab April 1977

wurden laufend für ihn Pflichtbeiträge (Höchstbeiträge) zur An-

gestelltenversicherung entrichtet, und zwar bis einschließlich

Dezember 198ü. Anläßlich einer Betriebsprüfung stellte die AOK

Hamburg als zuständige Beitragseinzugsstelle fest, daß ab Mai

1979 für den Kläger keine Versicherungspflicht mehr bestanden

habe. Daraufhin beantragte dieser am 27. November 1985 bei der

Beklagten die Rückzahlung desjenigen Teils der Beiträge, der über

die jeweiligen Mindestbeiträge zur freiwilligen Versicherung

hinausging. Die Beklagte lehnte dies ab (Schreiben vom 29. März

1986, Bescheid vom 26. August 1986 und Widerspruchsbescheid vom
13. Januar 1987). . ‘ > _ . _ 3

Die Klage hatte Erfolg (Urteil des Sozialgerichts -SG- Hamburg

vom 28. Juli 1987). Nach Ansicht des SG ist auch eine teilweise

Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge möglich. So sei, wenn

zu hohe Pflichtbeiträge entrichtet worden seien, nur der über-

zahlte Betrag zu erstatten. Im vorliegenden Falle sei weder dem

Wortlaut des % 1M4 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG),

wonach nicht zurückgeforderte Beiträge als Beiträge zur frei- .

willigen Versicherung gelten, noch dem Wortlaut des S 26 des So-

zialgesetzbuches — Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversi-

cherung - (SGB H), der die Erstattung zu Unrecht entrichteter

Beiträge regele, eine klare Entscheidung zwischen teilweiser oder

vollständiger Erstattung zu entnehmen. 5 14U AVG bezwecke, den

‚4. ‘
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Versicherten, der irrtümlich Pflichtbeiträge entrichtet habe, von
versicherungsrechtlichen Nachteilen freizuhalten. Es handele sich

um einen normierten Fall des sozialrechtlichen Herstellungsan-

spruchs. Unter diesem Gesichtspunkt müsse dem Versicherten, von

welchem aufgrund einer falschen Entscheidung der Beitragseinzugs-

stelle Pflichtbeiträge gefordert wurden, nachträglich die Mög-

lichkeit eingeräumt werden, eine Entscheidung auch über die Höhe

seiner Beiträge zu treffen. Von besonderer Bedeutung für die

Auslegung des 5 1üü AVG sei der mit Wirkung vom 1. Januar 198M

eingefügte 5 7b des Art 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege-

lungsgesetzes (AnVNG). Wenn dort zur Aufrechterhaltung der An-

wartschaft auf eine Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit

die Zahlung von Mindestbeiträgen für ausreichend angesehen werde,

so folge daraus, daß auch derjenige, der für die Vergangenheit

irrtümlich Pflichtbeiträge entrichtet habe, nachträglich die

Möglichkeit haben müsse, die Anwartschaft durch Mindestbeiträge

aufrechtzuerhalten. Jedenfalls sei % 14H AVG seit dem 1. Januar
1984 in dieser Weise auszulegen. Demgemäß hat das SG die Beklagte

unter Aufhebung ihrer Bescheide verurteilt, die Pflichtbeiträge

des Klägers aus der Zeit von Mai 1979 bis Dezember 1984 zurück-
zuerstatten mit Ausnahme der jeweiligen Mindestbeiträge und die

betreffenden Mindestbeiträge in freiwillige Beiträge umzuwandeln.

Mit der vom SG zugelassenen Sprungrevision macht die Beklagte

geltend, daß eine "Aufspaltung" der irrtümlich entrichteten

Pflichtbeiträge in teilweise zu erstattende und teilweise in

freiwillige Beiträge umzuwandelnde nicht zulässig sei. Sie beruft

sich hierfür auf das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom

25. September 1969 - 12 RJ MMA/68 -, wonach der Arbeitgeber- und

der Arbeitnehmeranteil zur Umwandlung der Pflicht- in freiwillige

Beiträge erforderlich sei, daß es also nicht genüge, wenn nur der

Arbeitnehmeranteil dem Versicherungsträger verbleibe. Das gleiche

müsse gelten, wenn nicht einmal der ganze Arbeitnehmeranteil,

sondern nur der jeweilige Mindestbeitrag beim Versicherungsträger

bleiben solle. Die Beklagte weist außerdem auf den Wortlaut des

% 1üü AVG hin; es heiße dort nicht "soweit die Beiträge nicht

zurückgefordert wurden" sondern "Beiträge, die .... nicht zu—
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rückgefordert werden ...“. Es sei auch keine Ausnahme von der

wortgetreuen Auslegung der Vorschrift, wenn die Versicherungs—

träger denjenigen Versicherten, die die Arbeitgeberanteile nicht

nach % 26 Abs 2 Satz 2 SGB 4 ablösen könnten, gestatteten, die

verbleibenden halben Beiträge zu vollen Beiträgen zusammenzu-

legen. Es sei auch richtig, daß bei Uberzahlten Pflichtbeiträgen

der zuviel gezahlte Teil erstattet werde. In beiden Fällen bleibe

aber "das Prinzip der Unteilbarkeit der Beiträge gewahrt". Dem

Gedanken des SG, daß es sich bei % 14U AVG um eine gesetzliche

Konkretisierung des Herstellungsanspruchs handele, könne nicht

gefolgt werden, da es in der Regel bereits an einer fehlerhaften

Entscheidung der Einzugsstelle als erster Voraussetzung eines

solchen Anspruchs fehle.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG aufzuheben und die Klage ab-
&

zuweisen. « ‘. ‘ —' ;»

Der Kläger beantragt,
‚_

die Revision zurückzuweisen. ' it

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend und weist darauf

hin, daß sich die Rechtslage seit der Zeit, auf die sich das .

Urteil des BSG vom 25. September 1969 bezogen habe, wesentlich

geändert habe. Im übrigen sei eine Beschränkung der Versicherten

auf die Wahl zwischen einer Umwandlung der vollen Pflichtbeiträge

in freiwillige Beiträge oder ihrer vollen Rückzahlung mit Art 14

des Grundgesetzes nicht vereinbar. Es sei auch unvertretbar,

Versicherte wie ihn vor die Alternative der Aufgabe ihrer An-

wartschaft auf eine Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente und

ihrer Erhaltung mit unzumutbar hohen Beiträgen zu stellen, wenn

für andere Versicherte nach Art 2 5 7b AnVNG zur Aufrechterhal-

tung der Anwartschaft die Fortzahlung von Mindestbeiträgen ge- @ „
nüge. Auch der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom f

8. April 1987 zu der genannten Vorschrift zeige, daß höhere Bei-

träge insoweit nicht zumutbar seien.
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Beide Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt, daß der

Rechtsstreit durch Urteil ohne mündliche Verhandlung (S 124 Abs 2
des SOZialgeriCht58esetzes —SGG-) entschieden wird.

II

Die Revision der 36klagten ist begründet. Entgegen der Ansicht

des SG kann der Kläger nicht verlangen, daß die für ihn irrtüm-
lich entrichteten Pflichtbeiträge bis auf Mindestbeiträge er-
stattet werden. *»a : f ,„;„, ‚. _, S e,- u‘ ' -n:

Sind 302131V8P310herung■beiträge zu Unrecht entrichtet worden,

so sind sie nach 5 26 SGB u (in Kraft seit dem 1. Juli 1977)
grundsätzlicn zu erstatten (Abs 1). Nach Abs 2 steht der Erstat-
tungsanspruch demjenigen zu, der die Beiträge getragen hat
(Satz 1). Soweit dem Arbeitgeber Beiträge, die er getragen hat,

von einem Dritten erset2t worden sind, entfällt sein Erstat-
tungsanspruch (Satz 2)- Diese für die Sozialversicherung allge-
mein getroffene Regelung wird für die gesetzliche Rentenversi-
cherung, hier: für die Rentenversicherung der Angestellten, durch

% 144 AVG ergänzt. Dan8Qh gelten Beiträge, die in der irrtümli-
chen Annahme der VePSicherungspflicht entrichtet sind und nicht

zurückgefordert werden, als für die freiwillige Versicherung
entrichtet, wenn das Recht dazu in der Zeit der Entrichtung be—

stand.

Diese Vorschrift bezweckt erkennbar, Versicherte zu schützen, die
auf die Wirksamkeit der für sie entrichteten Pflichtbeiträge
V6PtF8Ut und geglaubt haben, mit diesen Beiträgen entsprechende
Rentenanwartschaften ZU erwerben, die es deshalb häufig unter-
lassen haben, sich andenweitig zu sichern, insbesondere durch

Entrichtung freiwilliger Beiträge. Solche Beiträge nachträglich

zu entrichten, etwa in Höhe der erstatteten Pflichtbeiträge,
scheitert in der Regel an der kurzen Nachentrichtungsfrist für

freiwillige Bejifägef die bis 1979 noch zwei Jahre betrug, seit—
dem aber auf das laufende Kalenderjahr beschränkt ist (S 1“0

Abs 1 AVG). % 1“” AVG Sieht deshalb eine "automatische" Umwand-
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lung der unwirksam entrichteten Pflichtbeiträge in wirksame

freiwillige Beiträge vor, sofern der Versicherte in der Zeit der

Beitragsentrichtung zur freiwilligen Versicherung berechtigt war

und die Beiträge nicht zurückgefordert werden. {%

Ob eine Umwandlung
von Pflichtbeiträgen, die nicht allein vom

Versicherten, sondern auch von einem Dritten (Arbeitgeber) ge-
tragen worden sind, nur für volle - den Versicherten- und den

Arbeitgeberanteil umfassende - Beiträge zulässig ist, hatte der

erkennende Senat, allerdings in anderer Besetzung, in einem schon

von der Beklagten zitierten Urteil vom 25. September 1969 (12 RJ

MAM/68) zu entscheiden. Er hat die Frage damals bejaht und dies

vor allem damit begründet, daß der Gesetzgeber dem Versicherten

das Recht eingeräumt habe, den Rückforderungsanspruch des Arbeit-

gebers abzulösen und so eine volle Umwandlung der Beiträge zu

erreichen. Ob diese Begründung für sich allein oder zusammen mit

anderen Gründen die frühere Entscheidung des Senats rechtfertigt,

die im übrigen auf einen Rechtszustand bezogen war, der vom heu—

tigen erheblich abweicht (feste Beitragsklassen, Markenverfah-

ren), läßt der Senat offen. Die Entscheidung konnte vor allem

dann zu Härten führen, wenn der Arbeitgeber auf seinen Rückfor-“

derungsanspruch nicht verzichten wollte, dem Versicherten jedoch

die Mittel fehlten, den Anspruch abzulösen, so daß auch er dann

häufig zur Rückforderung seines Beitragsanteils genötigt war.

Die Rentenversicherungsträger sind jedenfalls der früheren Ent-„'

scheidung des Senats insofern nicht gefolgt, als sie auch dann,“

wenn nur die Arbeitgeberanteile zurückgefordert werden, eine Um-

wandlung der beim Versicherungsträger allein verbleibenden Ver-

sichertenanteile in freiwillige Beiträge zulassen. Dabei werden

allerdings, wie die Beklagte ausgeführt hat, je zwei "halbe" Bei-

tragsanteile der Versicherten zu einem "Vollbeitrag" zusammenge-

legt. Diese Lösung berücksichtigt die Interessen der Versicher-

ten nicht ausreichend, insbesondere seitdem ab 1. Januar 198“ für

die Erhaltung der Anwartschaft auf eine Berufs- oder Erwerbsun-

fähigkeitsrente nach einer Ubergangsvorschrift in Art 2 5 7b

Abs 1 Satz 1 AnVNG ua die laufende Entrichtung von (freiwilligen)

%
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Beiträgen gefordert wird. = 7

mg! ' _> ”' n 4 .
_-£

\ , fa
Andererseits kann die vom Kläger begehrte Herabsetzung der für

ihn entrichteten Pflichtbeiträge auf die jeweiligen Mindestbei-

träge ohne eine entsprechende gesetzliche Regelung nicht zuge-

lassen werden. Eine so weitgehende Berücksichtigung individueller

Wünsche und Interessen der Versicherten wird durch den Zweck der

Umwandlungsregelung weder gefordert noch gedeckt. Auch könnte

dadurch der Versichertengemeinschaft empfindlicher Schaden ent-

stehen. So könnten Versicherte die ihnen eingeräumte Befugnis,

die Höhe der ihnen teils zu erstattenden, teils umzuwandelnden

Beitragsanteile frei zu bestimmen, zum Nachteil der Versicherten-

gemeinschaft nutzen; so könnten sie je nachdem, wie sich bei ih—

nen seit der Entrichtung der unwirksamen Pflichtbeiträge das Ver-

sicherungsrisiko entwickelt hat, einen möglichst hohen oder einen

möglichst geringen Teil ihrer Beitragsanteile zurückfordern und

dementsprechend die Höhe des umzuwandelnden Restes der Beitrags-

anteile in freiwillige Beiträge bestimmen, solange die jeweiligen

Mindestbeiträge nicht unterschritten werden.

Das Begehren des Klägers auf Gewährung einer solchen Disposi-

tionsfreiheit läßt sich auch nicht damit begründen, daß nach gel-

tendem Recht ein freiwillig Versicherter die Höhe seiner Renten-

versicherungsbeiträge innerhalb der Grenzen, die durch die Min-

dest- und Höchstbeiträge gezogen sind, frei bestimmen kann. Denn

diese Befugnis steht ihm nur für die laufende Beitragsentrichtung

zu, die im übrigen seit 1980, wie dargelegt, gegenüber früher

dadurch eingeschränkt werden ist, daß freiwillige Beiträge nur

noch bis zum Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres, für das sie

gelten sollen, nachentrichtet werden dürfen ($ 1U0 Abs 1 AVG nF).

Gerade diese Einschränkung zeigt das Bestreben des Gesetzgebers,

die Versichertengemeinschaft bei Entrichtung freiwilliger Beiträ—

ge vor nachträglichen Manipulationen der Versicherten zu schüt-

zen.

Ob in Fällen, in denen die irrtümliche Entrichtung von Pflicht-

beiträgen durch das Verhalten eines Versicherungsträgers min-
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destens mitverursacht werden ist, dem Versicherten nachträglich

gestattet werden muß, die Höhe der umzuwandelnden Beitragsanteile

in gleicher Weise frei zu bestimmen, wie er dies hätte tun kön-

nen, wenn er sich von Anfang an entsprechend den gesetzlichen

Vorschriften freiwillig versichert hätte, hat der Senat unent—

schieden gelassen. Denn im Falle des Klägers gibt es keinen An-

halt dafur‚ daß ein Versicherungsträger sich im Zusammenhang mit

der irrtümlichen Entriehtung von Pflichtbeiträgen für den Klä—

ger fehlerhaft verhalten hat. Die Ausführungen des SG zum Her-

stellungsanspruch haben deshalb für den vorliegenden Fall keine
*.Bedeutung. ».‘ - - .

_j":e/

Für Fälle wie den des Klägers ist somit nach geltendem Recht dar—

an festzuhalten, daß eine Umwandlung von irrtümlich entrichteten

Pflichtbeiträgen jedenfalls nicht in der Weise zulässig ist, daß

sich der Versicherte die die jeweiligen Mindestbeiträge über-

steigenden Beitragsanteile erstatten läßt. Allenfalls ist zu er-
wägen, die vom Versicherten getragenen Arbeitnehmeranteile (ohne‘

Aufstockung um die Arbeitgeberanteile) als "volle" Beiträge zu
.

bewerten und in freiwillige Beiträge umzuwandeln. Darüber ist

hier jedoch nicht zu ent80heiden.

Der Anspruch des Klägers auf Erstattung der Pflichtbeiträge bis

auf die jeweiligen Mindestbeiträge ist nach allem unbegründet.

Auf die Revision der Beklagten war deshalb das Urteil des SG

aufzuheben und die Klage abzuweisen.

".
",!t
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Die Kostenentscheidung beruht auf % 193 SGG.
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